
 

 
Urteil des Bundesgerichts 4F_51/2025 vom 30. Januar 2026 

Gesuch um Fristwiederherstellung vor Bundesgericht (Art. 50 BGG) 

Das Bundesgericht ruft im Urteil 4F_51/2025 vom 30. Januar 2026 seine strenge Pra-

xis zur Fristwiederherstellung nach Art. 50 BGG in Erinnerung. Anlass für das Fristwie-

derherstellungsgesuch der Gesuchstellerin war ein erfolgloser erster Zustellversuch 

des anzufechtenden vorinstanzlichen Entscheids. Der zur Abholung gemeldete Ent-

scheid wurde am Schalter durch die Post versehentlich nicht mit den übrigen Sendun-

gen übergeben und in der Folge an die Vorinstanz retourniert. Das Bundesgericht kam 

zum Schluss, dass die Rechtsvertretung der Gesuchstellerin dieses Versehen hätte 

erkennen müssen. Das Gesuch um Fristwiederherstellung wurde abgewiesen. 

Sachverhalt / Prozessverlauf 

A. (Klägerin, Gesuchstellerin) erhob gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Affoltern vom 

18. November 2024 zwischen ihr und der B. AG (Beklagte, Gesuchsgegnerin) Beru-

fung beim Obergericht des Kantons Zürich. Dieses wies die Berufung mit Urteil vom 

30. September 2025 ab. 

Mit Eingabe vom 12. November 2025 – adressiert an das Obergericht des Kantons 

Zürich – ersuchte die anwaltlich vertretene Gesuchstellerin um Wiederherstellung der 

Frist zur Anfechtung des obergerichtlichen Urteils vom 30. September 2025. Das Ober-

gericht des Kantons Zürich leitete die an ihm adressierte Eingabe an das Bundesge-

richt weiter; die weitergeleitete Eingabe ging am 17. November 2025 dort ein. Das 

Bundesgericht eröffnete hierauf das vorliegende Verfahren 4F_51/2025.  

Am 17. November 2025 reichte die Gesuchstellerin währenddessen beim Bundesge-

richt eine Beschwerde gegen das Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich vom 

30. September 2025 ein, welche eine "vorläufige Begründung" enthielt. Darin ersuchte 

sie erneut um Wiederherstellung der Frist und kündigte an, nach Wiederherstellung 

der Frist die "vorläufige Begründung" zu ergänzen. Das Bundesgericht eröffnete hie-

rauf das Beschwerdeverfahren 4A_585/2025. Am 8. Dezember 2025 reichte die Ge-

suchstellerin eine "definitive und ergänzte Beschwerde" vom 8. Dezember 2025 beim 

Bundesgericht ein und ergänzte darin ihr Fristwiederherstellungsgesuch.  

Am selben Tag reichte die Gesuchstellerin im vorliegenden Verfahren 4F_51/2025 die 

Seiten 1-4 ihrer "definitiven und ergänzten Beschwerde" vom 8. Dezember 2025 ein, 

worin sie ihr Gesuch um Wiederherstellung der Beschwerdefrist ergänzt hatte.  

Das Bundesgericht verneinte das Vorliegen einer unverschuldeten Verhinderung im 

Sinne von Art. 50 BGG und wies das Gesuch um Fristwiederherstellung vom 17. No-

vember 2025 ab. 
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Erwägungen des Bundesgerichts 

«[…] 

2. 

[…] 

2.2. Das Bundesgericht übt eine strenge Praxis zu Art. 50 BGG. Auf Wiederherstellung 

der Frist ist nur zuerkennen, wenn die Säumnis auf ein unverschuldetes Hindernis, 

also auf die objektive oder subjektive Unmöglichkeit, rechtzeitig zu handeln, zurück- 

zuführen ist. War die gesuchstellende Person wegen eines von ihrem Willen unab-

hängigen Umstands verhindert, zeitgerecht zu handeln, liegt objektive Unmöglichkeit 

vor. Subjektive Unmöglichkeit wird angenommen, wenn zwar die Vornahme einer 

Handlung objektiv betrachtet möglich gewesen wäre, die betroffene Person aber durch 

besondere Umstände, die sie nicht zu verantworten hat, am Handeln gehindert wor-

den ist. Die Wiederherstellung ist nach der bundesgerichtlichen Praxis nur bei klarer 

Schuldlosigkeit zu gewähren (Urteile 4F_40/2025 vom 7. November 2025 E. 2.2; 

4F_42/2025 vom 7. November 2025 E. 2.2; 8F_17/2024 vom 4. Dezember 2024 

E. 2.2; 4F_10/2021 vom18. Mai 2021 E. 2.2; je mit Hinweisen). 

3. 

3.1. […]  

Am 17. November 2025, und damit rechtzeitig innerhalb der Beschwerdefrist, reichte 

die Gesuchstellerin dem Bundesgericht eine - wenn auch "unvollständige" - Be-

schwerde ein.  

Bei dieser Sachlage ist bereits fraglich, ob überhaupt eine versäumte Rechtshandlung 

im Sinne von Art. 50 BGG vorliegt, hat die Gesuchstellerin doch rechtzeitig Be-

schwerde erhoben, diese Rechtshandlung also gerade nicht versäumt.  

Sie macht aber geltend, sie sei davon abgehalten worden, eine vollständige Beschwer-

deschrift einzureichen. Das Fristwiederherstellungsgesuch ist mithin im Hinblick darauf 

zu beurteilen, ob die Gesuchstellerin bzw. ihre Rechtsvertreterin unverschuldet davon 

abgehalten wurde, innert Frist eine vollständige Beschwerdeschrift einzureichen. 

3.2. Zur Begründung des Fristwiederherstellungsgesuchs wird geltend gemacht, dass 

die Rechtsanwältin erst am 7. November 2025 vom Urteil des Obergerichts habe 

Kenntnis nehmen können, nachdem sie beim Obergericht nachgefragt und dieses ihr 

das Urteil elektronisch übermittelt habe. 

Der Grund, dass der erste Zustellversuch erfolglos blieb, wird wie folgt erklärt: Die 

Rechtsvertreterin bzw. das Personal ihrer Kanzlei habe die Abholungseinladung der 

Post Nr. xxx am 16. Oktober 2024 (recte 2025) am Postschalter Enge vorgelegt zur 

Abholung "der darauf aufgeführten Einschreiben". Die Post habe aber nur einen Teil 

der eingeschriebenen Sendungen ausgehändigt, nicht jedoch das Urteil des Ober-



3 
 

gerichts vom 30. September 2025 (Einschreiben GU yyy), sondern habe dieses ohne 

ihr Wissen an das Obergericht Zürich retourniert.  

Diese Sachdarstellung wird durch die eingereichte Bestätigung der Post belegt. 

3.3. Der angerufene Umstand, Nichtaushändigung des Urteils des Obergerichts vom 

30. September 2025 durch die Post nach Vorlage der Abholungseinladung, kann in-

dessen nach der strengen Praxis des Bundesgerichts nicht als unverschuldete Verhin-

derung im Sinne von Art. 50 BGG gelten.  

Gemäss den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Post berechtigt die Abholungs-

einladung zum Bezug "der darauf vermerkten Sendungen". Mithin werden auf einer 

Sammelabholungseinladung, mit der mehrere Sendungen zur Abholung avisiert wer-

den, die Art und Anzahl der abzuholenden Sendungen vermerkt. Die Gesuchstellerin 

behauptet nicht, in Bezug auf die hier relevante Abholungseinladung Nr. xxx sei dies 

nicht der Fall gewesen. Sie macht auch nicht geltend, die Post habe auf der Abho-

lungseinladung versehentlich zu wenige Sendungen vermerkt. Vielmehr legt sie selbst 

dar, sie bzw. das Personal ihrer Kanzlei habe die Abholungseinladung der Post Nr. xxx 

am 16. Oktober 2024 (recte 2025) am Postschalter Enge vorgelegt zur Abholung " der 

darauf aufgeführten Einschreiben [Hervorhebung hinzugefügt]". Demnach ist davon-

auszugehen, dass auf der Abholungseinladung die Anzahl der abzuholenden Ein-

schreiben vermerkt war. Damit hätte die Vertreterin bzw. ihr Personal bei gehöriger 

Aufmerksamkeit ohne weiteres erkennen können, dass ihr nur ein Teil der avisierten 

Sendungen ausgehändigt worden ist. Das Gegenteil ist weder behauptet noch darge-

tan.  

Es ist Pflicht der Vertreterin bzw. deren Hilfsperson zu prüfen, ob sie die avisierten 

Sendungen erhalten hat. Die Hilfsperson hätte mithin prüfen müssen, ob die Post ihr 

alle auf der Abholungseinladung aufgeführten Einschreiben ausgehändigt hat. Wenn 

nicht, hätte sie nachfragen müssen. Die Vertreterin kann sich nicht dadurch exkulpie-

ren, dass die Post auf Vorlage der Abholungseinladung Nr. xxx hin versehentlich nicht 

alle darin aufgeführten Einschreiben spontan ausgehändigt hat. Hätte sie bzw. ihr Per-

sonal geprüft, ob sie alle avisierten Einschreiben erhalten hat oder nicht, hätte sie ohne 

weiteres feststellen können, dass ihr nur ein Teil ausgehändigt wurde.  

[…] Unter diesen Umständen kann nicht angenommen werden, sie sei unverschulde-

terweise davon abgehalten worden, ihre vollständige Beschwerde fristgerecht einzu-

reichen.  

Die Voraussetzungen für eine Fristwiederherstellung sind demnach nicht erfüllt. Das 

Gesuch ist abzuweisen. 

[…]» 
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Bemerkungen  

Zur Fristwiederherstellung/Abholungseinladung:  

Das Bundesgericht hält im Entscheid an seiner strengen Praxis bezüglich der Fristwie-

derherstellung gemäss Art. 50 BGG fest. Eine Fristwiederherstellung ist nur bei unver-

schuldeter Verhinderung im Sinne einer klaren Schuldlosigkeit möglich (anders bei 

Art. 148 Abs. 1 ZPO, der ein nur leichtes Verschulden toleriert).  

Das Bundesgericht setzt sich weiter mit den Modalitäten der zur Abholung gemeldeten 

Sendungen auseinander, insbesondere mit den AGB der Post. Gemäss diesen be-

rechtigt die Abholungseinladung zum Bezug der darauf vermerkten Sendungen. Die 

Rechtsvertretung resp. ihre Hilfsperson, welche unter Vorlage einer Sammelabho-

lungseinladung sämtliche avisierten Sendungen am Schalter abholen will, hat bei bzw. 

nach der Entgegennahme zu prüfen, ob ihr auch alle vermerkten Sendungen überge-

ben wurden. Andernfalls muss sie bei der Post nachfragen. Die Rechtsvertretung kann 

sich nicht unter Hinweis auf das Versehen der Post exkulpieren. Gleiches muss auch 

für Fristwiederherstellungsverfahren nach ZPO gelten.  

Offen bleibt, wie der Sachverhalt zu beurteilen gewesen wäre, wenn die Gesuchstel-

lerin vorgebracht hätte, auf der Abholungseinladung seien nicht alle abzuholenden 

Sendungen vermerkt worden. Der Entscheid ruft in Erinnerung, dass bei Entgegen-

nahme resp. Abholung von Sendungen Aufmerksamkeit walten zu lassen ist und eine 

Nachkontrolle unumgänglich ist. 

Zur Vollständigkeit einer Beschwerdebegründung/zumutbare Zeit für die Redaktion:  

Der Entscheid ist auch unter anderen Aspekten interessant. Die Gesuchstellerin hat 

am letzten Tag der Beschwerdefrist (17. November 2025) eine Beschwerde mit einer 

ausdrücklich als "vorläufig" bezeichneten Begründung eingereicht. Dies, nachdem ihr 

am 7. November 2025 elektronisch der vorinstanzliche Entscheid zugestellt worden 

war. Das Bundesgericht erachtete es angesichts dieser Sachlage als fraglich, ob über-

haupt eine Rechtshandlung versäumt wurde (Erw. 3.1). Dennoch trat es auf das Ge-

such ein, da die Gesuchstellerin ihr Gesuch damit begründete, abgehalten worden zu 

sein, eine "vollständige" Beschwerdeschrift einzureichen. Das Fristwiederherstellungs-

gesuch hat das Bundesgerichts denn auch im Hinblick darauf beurteilt. Abschliessend 

merkte das Bundesgericht dennoch an, dass es in jener eher einfachen arbeitsrechtli-

chen Angelegenheit nicht ausgeschlossen erscheine, innert 10 Tagen eine vollständige 

Beschwerdeschrift zu verfassen. 

Zum Ausgang des Beschwerdeverfahrens: Das Bundesgericht nahm einzig die Ein-

gabe vom 17. November 2025 mit der "vorläufigen" Begründung entgegen, nicht aber 

die Ergänzung vom 8. Dezember 2025. Dies, weil das Fristwiederherstellungsgesuch 

abgewiesen wurde. Mit Urteil vom 30. Januar 2026 trat das Bundesgericht auf die Be-

schwerde mangels rechtsgenügender Begründung nicht ein (vgl. Urteil 4A_585/2025 

vom 30. Januar 2026, insb. Erw. 1 und 4). 

(Beitrag von MLaw Noémi Korondi) 


